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Drucksache IV/1940 


Der Bundesminister 
für Gesundheitswesen 

III A 4-84 22-6-25/63 Bad Godesberg, den 14. Februar 1964 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Dlleitungsbau im Bodenseegebiet 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wup- 
pertal), Bading, Margulies und Genossen 
— Drucksadle IV/1687 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit den 
Herren Bundesministern des Auswärtigen, für Wirtschaft und 
für Angelegenheiten des Bundesrates und der Länder wie folgt: 

Die Linie der von Genua nach Ingolstadt geplanten Ölfern- 
leitung führt über den Splügenpaß, folgt dann auf sdiweize- 
rischem Gebiet dem Tai des Alpenrheins, kreuzt diesen noch 
oberhalb seiner Einmündung in den Bodensee und erreicht 
dabei österreichisches Gebiet im Bregenzer Raum im Lande 
Vorarlberg. Wegen der besonderen Schwierigkeiten, die die 
Durchquerung dieses Raumes verursacht, haben die Vorarl- 
berger Behörden verschiedene Möglichkeiten geprüft. Sie sind 
der Ansicht, daß die Verlegung der Leitung in einer Kies- 
bettung im Bodensee am Ufer entlang die beste Lösung dar- 
stelle, weil sie die größte Sicherheit gegen Brüche der Leitung 
biete, eine unkomplizierte und deshalb am wenigsten störan- 
fällige Bauart ermögliche, den Erfordernissen der Betriebs- 
sicherheit am ehesten gerecht werde und leicht zu überwachen sei. 

In der Bundesrepublik ist man jedoch der Auffassung, daß 
eine Ölhochdruckleitung mit einem Durchmesser von 56 cm, 
die auf einer Länge von mehreren Kilometern im See am Ufer 
liegt und mit einem Druck von 50,8 bis 62,0 atü betrieben 
werden soll, eine außerordentliche Gefährdung des Sees dar- 
stellen würde? beim Bruch der Leitung könnten so große 
Ölmengen in den See fließen, daß unter Umi^tänden nicht nur 
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Trinkwasserentnahmen für längere Zeit völlig ausfielen, son- 
dern der See in den betroffenen Regionen auch schwere bio- 
logische Dauerschäden davontrüge. 

Die Behörden des Landes Vorarlberg haben zwar für den Bau 
dieses Leitungsabschnittes hohe Sicherungen vorgeschrieben, 
aber die Erfahrung lehrt, daß die Techriik nicht jedes Risiko, 
ob naturgegeben oder menschenbedingt, ausschalten kann. Nach 
Lage der Dinge kann eine unmittelbare Gefährdung des Sees 
nur vermieden werden, wenn eine Linienführung gewählt wird, 
die weiter vom See abliegt, 

Entscheidungen in Fragen des Gewässerschutzes fallen in die 
Zuständigkeit der Bundesländer. Für die Reinhaltung des 
Bodensees sind auf deutscher Seite die Länder Baden-Württem- 
berg und Bayern verantwortlich. Das Land Bayern hat mit- 
geteilt, daß es sofort Bedenken geltend gemacht habe, als ihm 
am 30. Juli 1962 die Absicht zur Verlegung der Ölfernleitung 
in das Bodenseeufer bekanntgeworden sei. Das Land Baden- 
Württemberg hat ebenfalls mitgeteilt, daß es von dem Zeit- 
punkt an, in dem die ursprünglich anders geplante Trasse 
nach dem jetzigen Projekt festgelegt wurde, immer wieder 
Bedenken geltend gemacht habe; diese bestünden unverändert 
fort, da auch bei Einbau weitgehender Sicherungen ein Risiko 
für den Bodensee zu bejahen sei ; die Landesregierung glaube 
bei der besonderen Lage des Falles nicht, Risiken eingehen 
zu dürfen, die bei der weitgehenden Technisierung vieler Lebens- 
bereiche sonst häufig hingenommen werden müßten. 

Auf der letzten Tagung der Internationalen Gewässerschutz- 
kommission für den Bodensee am 13. November 1963 haben 
die baden-württembergische und die bayerische Delegation er- 
klärt, daß sie nicht in der Lage seien, ihre Bedenken gegen 
eine im See am Ufer entlang verlaufende Ölleitung zurück- 
zustellen. 

Ich habe im Anschluß an die Fragestunde im Deutschen Bun- 
destag vom 25. April 1963, in der der Komplex „Ölleitung 
am Bodensee" erörtert worden ist, am 20. Mai 1963 den Herren 
Ministerpräsidenten der Länder Baden-Württemberg und Bayern 
meine Sorge wegen der in Vorarlberg geplanten Linienführung 
zum Ausdruck gebracht und hierbei jede gewünschte, gegebe- 
nenfalls auch außenpolitische Hilfeleistung angeboten. Im glei- 
chen Sinne habe ich später mit den Landesregierungen auch 
mündlich verhandelt. Ich fand hierbei Zustimmung und Unter- 
stützung durch das Auswärtige Amt und das Bundesministeri- 
um für Wirtschaft. Das Auswärtige Amt hat die österreichi- 
sche Regierung auf diplomatischem Wege über die Bedenken 
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gegen die geplante Linienführung unterriciitet und auf die 
schädlichen Folgen einer Ölverschmutzung, die das Hoheits- 
gebiet der Bundesrepublik Deutschland verletzen und beein- 
trächtigen würde, hingewiesen. 

Ausgehend von dieser allgemeinen Darstellung bemerke idi 
zu den einzelnen Fragen: 

Zu La) 

Die Bundesregierung ist sich der politischen Auswirkungen 
bewußt, die eine Verunreinigung des Bodensees infolge even- 
tueller Schäden an der Ölleitung auslösen würde. Der Boden- 
see dient der Versorgung von rund 2 000 000 Menschen mit 
Trinkwasser und ist eines unserer bedeutendsten Erholungs- 
gebiete. 

Zu L b) 

Die Bundesregierung teilt die Ansicht, daß die zuständigen 
Stellen, falls sie zustimmen würden, für Schädigungen des 
Bodensees die politische Mitverantwortung zu tragen hätten. 

Zu 2. 

über den Stand der Verhandlungen haben die Herren Innen- 
minister der Länder Baden- Württemberg und Bayern mitge- 
teilt, daß am 18. Dezember 1963 eine Besprechung zwischen 
Vertretern der Regierung des Landes Vorarlberg und der Län- 
der Baden-Württemberg und Bayern stattgefunden habe. Das 
Land Vorarlberg habe sich bereit erklärt, mit dem ölleitungs- 
unternehmen in eine Prüfung darüber einzutreten, ob andere 
Lösungen gefunden werden können, die die Bedenken gegen 
das genehmigte Leitungsprojekt ausschließen oder vermindern. 
Dieser Überprüfung solle dadurch besonderes Gewicht gegeben 
werden, daß Sachverständige von internationalem Rang gut- 
achtlich beigezogen werden. Die Hauptverwaltung des Unter- 
nehmens habe sich am 30. Januar 1964 ebenfalls mit der Bil- 
dung einer internationalen Expertenkommission einverstanden 
erklärt. Sie werde die Arbeiten an der Rohrleitung das vor- 
arlbergische Bodenseeufer entlang einstellen, falls die Regie- 
rung des Landes Vorarlberg zustimme. Deren Entscheidung 
sei in den nächsten Tagen zu erwarten. Die beiden Länder 
haben vereinbart, der Vorarlberger Landesregierung Sachver- 
ständige zu benennen. 

Zu 3. 

Bayern hat bereits am 30. Juli 1962 Bedenken gegen die ge- 
plante Linienführung gelten gemacht. Am gleidien Tage hat 
die Stadt Lindau beim Amt der Vorarlberger Landesregierung 
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schriftlich Einspruch gegen die vorgesehene Art der Leitungs- 
führung eingelegt. Die Vorarlberger Landesregierung hat die 
wasserrechtliche Bewilligung und die gewerbepolizeiliche Ge- 
nehmigung für den Bau und Betrieb der Ölfernleitung am 
30. September 1962 erteilt. 

Zu 4. a) 

Die Bundesregierung hat die Regierung der Bundesrepublik 
Österreich mehrfach auf die Gefährdung des Bodensees und 
die möglichen Folgen aufmerksam gemacht. 

Zu 4. b) 

Die Bundesregierung ist im Rahmen ihrer Zuständigkeiten 
bereit, weitere Verhandlungen zu führen, die dem Ziel dienen, 
für die Ölfernleitung am Bodensee eine befriedigende Lösung 
zu finden. 

Zu 5. 

Wie mir die Bayerische Staatsregierung mitteilt, ist sie sich 
darüber klar, daß die fortschreitende Verlegung der Ölfern- 
leitung in den Nachbarländern für die Übernahme der Trasse 
an der deutsch-österreichischen Grenze und ihre Weiter führung 
durch das Gebiet der Stadt Lindau eine gewisse Zwangslage 
schafft. 

Zu 6. 

Im Interesse des Gewässerschutzes bejaht die Bundesregierung 
die Notwendigkeit verstärkter Bemühungen um möglichst große 
Sicherheit beim Bau und Betrieb von Ölfernleitungen. 

Bei der Ölfernleitung Karlsruhe — Ingolstadt war nach Mit- 
teilung der Bayerischen Staatsregierung vor der Inbetriebnah- 
me bei einer mit Wasser durchgeführten Druckprobe ein Rohr- 
bruch bei einer Belastung eingetreten, die dem 1,3 fachen des 
höchstzulässigen Betriebsdruckes entsprach. 


Sdiwarzhaupt 



